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Vormundschaftliche Massnahmen für Ehegatten
Sachverhalt

Herr M. hat sich an uns gewandt. Seine Frau leidet an Alzheimer (die Diagnose wurde 2003 gestellt). Sie kann nicht mehr schreiben und ihre Urteilsfähigkeit ist in Frage gestellt. Der Ehemann ersucht um die Errichtung vormundschaftlicher Massnahmen, damit er alles Nötige für sie erledigen kann. Für die Bank hat er eine Vollmacht, aber es gibt immer wieder Angelegenheiten, die Schwierigkeiten bieten. Sind in diesem Fall vormundschaftliche Massnahmen (Beistandschaft) nötig oder gibt es andere Möglichkeiten?

Erwägungen

1. Die Vertretungsbefugnisse von Ehegatten können einerseits rechtsgeschäftlich (mittels Auftrag und/oder Vollmacht, Art. 394 resp. Art. 34 ff. Obligationenrecht) geregelt werden, andererseits sind sie gesetzlich geregelt. Nach dem Eherecht schulden die Ehegatten einander Treue und Beistand (Art. 159 Abs. 3 ZGB), was bei Hilfsbedürftigkeit des Einen bedeutet, dass sich der Andere um die nötige Unterstützung und den nötigen Schutz bemühen muss. Eine direkte Vertretung von Gesetzes wegen, d.h. ohne spezielle Vollmacht oder speziellen Auftrag ist dabei nur sehr beschränkt möglich, nämlich dann, wenn die Ehegatten zusammenleben und es sich um laufende Bedürfnisse der Familie handelt (Art. 166 Abs. 1 ZGB). Man spricht auch von der sogenannten „Schlüsselgewalt“ (Hausheer/Reusser/Geiser, Berner Kommentar, N 47 zu Art. 166 ZGB). Für die übrigen Bedürfnisse kann ein Ehegatte die eheliche Gemeinschaft ohne rechtsgeschäftliche Ermächtigung (wie erwähnt nach Art. 394 resp. 34 OR) nur vertreten, wenn er vom Gericht dazu ermächtigt ist oder wenn die Interessen der ehelichen Gemeinschaft keinen Aufschub des Geschäftes dulden und der andere Ehegatte wegen Krankheit, Abwesenheit oder ähnlichen Gründen nicht zustimmen kann (Art. 166 Abs. 2 Ziff. 1 und 2 ZGB). Dabei geht es aber allemal nur um nur Rechtsgeschäfte  familiärer Bedarfsdeckung (BGE 4C.20/2002 vom 18. Juni 2002; Basler Kommentar ZGB I-Hasenböhler, N 6 ff. zu Art. 166; Hausheer/Geiser/Reusser, N 56 ff., 81). Diese Vertretungsbefugnisse werden im Übrigen ab 1.1.2007 auch für eingetragene Partnerschaften gelten (Art. 12 und 15 PaG).

2. Wie dargelegt erstreckt sich die gesetzliche Vertretungsbefugnis nicht auf den Individualbereich, sondern auf Bedürfnisse der familiären Gemeinschaft. Wenn keine rechtsgeschäftliche Grundlage besteht, kann deshalb nur eine Vertretung und Interessenwahrung über eine vormundschaftliche Massnahme erfolgen. Dabei steht die kombinierte Beistandschaft (Art. 392 Ziff. 1 und 393 Ziff. 2 ZGB) im Vordergrund (H.M. Riemer, Grundriss des Vormundschaftsrechts, § 34a S. 138 f.; Gudrun Sturm, Vormundschaftliche Hilfen für Betagte, ZVW 2002 S. 170, 177 f. Ziff. III.5).

3. Mit der Revision des Erwachsenenschutzrechts sollen die Vertretungsbefugnisse der Ehegatten und eingetragenen Partner erweitert werden. So sieht Art. 374 des Entwurfs 2005 (Art. 431 Vorentwurf) während der Dauer des gemeinsamen Haushaltes bei Urteilsunfähigkeit des Einen ein Vertretungsrecht des Andern vor für: 
a.  alle Rechtshandlungen, die zur Deckung des Unterhaltsbedarfs üblicherweise erforderlich sind;

b. die ordentliche Verwaltung des Einkommens und der übrigen Vermögenswerte; 

c. nötigenfalls die Befugnis, die Post zu öffnen und zu erledigen.

Für Rechtshandlungen im Rahmen der ausserordentlichen Vermögensverwaltung wird der Ehegatte, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner die Zustimmung der Erwachsenenschutzbehörde einholen müssen, wenn diese Revision genehmigt und in Kraft gesetzt wird (heutige Planung des EJPD: 2010).

4. So wie es aussieht, beschränkt sich in Ihrem Fall die rechtsgeschäftliche Vertretungsbefugnis nur auf bestimmte Bankgeschäfte, weshalb zu empfehlen wäre, eine kombinierte Beistandschaft zu errichten. Dabei ist nach Möglichkeit dem 
Ehegatten als Beistand der Vorzug zu geben, wenn er aufgrund seines gesundheitlichen Zustandes und seiner Kenntnisse dazu geeignet scheint (Art. 380 ZGB).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 16.1.2006
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